
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. § 10 und 
§ 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) hat der Rat der 
Stadt Oldenburg (Oldb) diese Änderung Nr. 4 des Bebauungsplanes N-433, bestehend 
aus der Planzeichnung und den nachstehenden textlichen Festsetzungen, als Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
Art der baulichen Nutzung 

 

(1) Im Mischgebiet (MI) sind Vorhaben gem. § 6 (2) Nr. 6, Nr. 7 und Nr. 8 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) sowie die ausnahmsweise zulässigen Vorhaben gemäß § 6 
(3) BauNVO nicht zulässig.  

 
(2) Im allgemeinen Wohngebiet (WA) sind die Ausnahmen gem. § 4 (3) Nr. 4 und Nr. 5 

der BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 nicht zulässig. 
 
(3) Im allgemeinen Wohngebiet (WA) sind ausnahmsweise drei Vollgeschosse zulässig, 

soweit die festgesetzte Geschossflächenzahl eingehalten wird und soweit ein Staffel-
geschoss als oberstes Geschoss angeordnet und gegenüber den beiden Längsseiten 
der Außenwände (Haupttraufkanten) des darunterliegenden Gebäudegeschosses um 
1,00 m zurückgesetzt wird. 

 
§ 2 

Maß der baulichen Nutzung 
 

(1) Bezugspunkt für die Höhe baulicher Anlagen (First- und Traufhöhen bzw. Oberkante 
Gebäude bei Flachdachgebäuden) ist die Oberkante der Wilhelmshavener Heerstra-
ße, gemessen an der Straßenbegrenzungslinie im Anschlussbereich der privaten Er-
schließungsfläche. 

 
(2) Soweit ein Staffelgeschoss als oberstes Geschoss angeordnet und gegenüber den 

beiden Längsseiten der Außenwände (Haupttraufkanten) des darunterliegenden Ge-
bäudegeschosses um mind. 1,00 m zurückgesetzt wird, ist die im Bebauungsplan 
festgesetzte Firsthöhe als Gebäudehöhe (Oberkante Attika) zulässig. 

 
(3) Ausnahmsweise können die Rücksprünge von den beiden Längsseiten der Außen-

wände (Haupttraufkanten) für Staffelgeschosse einseitig angeordnet werden, soweit 
insgesamt eine Rücksprungbreite von mind. 2,00 m eingehalten wird. Voraussetzung 
ist das städtebauliche Einfügen in das Gesamtensemble unter Berücksichtigung der 
Baumstandorte. 

 
§ 3 

Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 
 

(1) Garagen, Stellplätze (gem. § 12 BauNVO) sowie Abstellräume (gem. § 14 BauNVO) 
sind auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen entlang der öffentlichen Ver-
kehrsfläche der Wilhelmshavener Heerstraße nicht zulässig. 

 
(2) Zufahrten und Stellplätze sind nur aus wasserdurchlässigen Materialien herzustellen. 
 
(3) Die der Versorgung des Baugebietes dienenden Nebenanlagen (§ 14 (2) BauNVO) 

können ausnahmsweise auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen entlang der 
öffentlichen Verkehrsflächen der Wilhelmshavener Heerstraße zugelassen werden. 

 
(4) Bei offenen Stellplatzanlagen ohne Überdachung ist für je fünf Stellplätze ein stand-

ortgerechter heimischer Laubbaum (Hochstamm, dreimal verpflanzt, Stammumfang 
mind. 16/18 cm, gemessen 1,00 m über den Erdboden) in max. 3,00 m Entfernung zur 
Stellplatzanlage zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die durchwurzelbare Fläche 
im Bereich der Baumscheibe muss mind. 16 m² betragen. Abgängige Gehölze sind 
durch entsprechende Neupflanzungen zu ersetzen. In den Kronenwuchs der Bäume 
darf nicht eingegriffen werden. Rückschnitte der Leittriebe der Bäume sind nicht zu-
lässig. 

 
§ 4 

Zufahrten 
 

Entlang der öffentlichen Verkehrsfläche der Wilhelmshavener Heerstraße dürfen neben 
der im Bebauungsplan festgesetzten privaten Erschließungsfläche keine weiteren Zufahr-
ten angelegt werden. 
 

§ 5 
Anpflanzflächen und Gräben 

 

(1) Die Flächen mit Bindung für Bepflanzungen sowie zum Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind mit heimischen, standortgerechten 
Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen und dauernd zu unterhalten. Vorhandene 
Bäume und Sträucher sind zu erhalten. 

 
(2) Die im Plangebiet vorhandenen Gräben sind in offener und naturnaher Form zu erhal-

ten. 
 

§ 6 
Bäume 

 

Die als zu erhalten festgesetzten Bäume dürfen nicht beschädigt oder beseitigt werden. In 
der überlaubten Fläche sind zum Schutz des Wurzelbereiches Aufschüttungen, Abgrabun-
gen, Verpflanzungen und andere Bodenversiegelungen, Grabenverrohrungen oder -verfül-
lungen, Veränderungen des Grundwasserspiegels, Verdichtungen und sonstige Handlun-
gen, die das Wurzelwerk oder die Wurzelversorgung beeinträchtigen können, unzulässig. 
Ausgenommen sind notwendige Maßnahmen im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht, 
fachgerechte Pflegemaßnahmen und Maßnahmen im Rahmen der Unterhaltung und der 
Erneuerung vorhandener Leitungen, Wege und anderer Anlagen. Soweit sich diese Ein-
griffe in den Wurzelbereich der Bäume nicht vermeiden lassen, ist der Baumerhalt durch 
baumbegleitende, fachgerecht Schutz- und Pflegemaßnahmen sicherzustellen. Während 
der Bauphase sind am Rand der Kronentraufbereiche zzgl. 1,00 m festgesetzte Baum-
schutzzäune aufzustellen. 
 
Abgänge festgesetzter Baumbestände sind am Standort durch Neuanpflanzungen von 
standortheimischen Laubbäumen auszugleichen. Die durchwurzelbare Fläche im Bereich 
der Baumscheibe muss mind. 16 m² betragen. 
 

§ 7 
Vorkehrungen zum Schutz gegen Schallimmissionen 

 

(1) Für Bauflächen der Lärmpegelbereiche III bis V sind passive Schallschutzmaßnah-
men an Gebäuden gemäß DIN 4109 vorzusehen. Das erforderliche resultierende 
Schalldämm-Maß der Außenbauteile ist der Tabelle zu entnehmen. Vorkehrungen 
zum Schallschutz sind bei Neubauten, wesentlichen baulichen Änderungen und Um-
bauten, die einem Neubau gleichkommen, auszuführen.   

 
(2) Der Nachweis zur Einhaltung der konkreten Dämmwerte der Einzelbauteile (Wände, 

Dächer, Fenster, Türen und sonstige Bauteile) ist im Baugenehmigungsverfahren zu 
führen. Bei Abweichungen ist der ausreichende Lärmschutz im Einzelfall gem. 
DIN 4109 nachzuweisen.  

 
(3) Für besonders schutzbedürftige Wohnräume (Schlaf- und Kinderzimmer) muss die 

erforderliche Gesamtschalldämmung der Außenbauteile auch im Lüftungszustand, 
z. B. durch schallgedämmte Lüftungssysteme, sichergestellt werden.  

 
Lärmpegelbereich 
nach  
DIN 4109 

Raumart 
Bettenräume in 
Krankenanstalten 
und Sanatorien 

Aufenthaltsräume in 
Wohnungen; Übernach-
tungsräume in Beher-
bergungsstätten; Unter-
richtsräume 

Büroräume 
und Ähnliches 

 Erforderliches resultierendes Schalldämm-Maß des Außenbauteils: 
erf. R’

w,res 
II 35 30 30 

III 40 35 30 

IV 45 40 35 

V 50 45 40 

 

Tabelle: Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß DIN 4109 Tabelle 8; 
Zuordnung der Lärmpegelbereiche zu den erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maßen 
der betroffenen Außenbauteile. 

 
§ 8 

Bisherige Festsetzungen 
 

Die bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplanes N-433 treten für den Geltungsbereich 
dieses Bebauungsplanes außer Kraft. 
 
Oldenburg, 
 
_______________________ 
      Oberbürgermeister 


